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1
Einleitung 

Es ist allgemein anerkannt, dass die rechtmäßige Ausnutzung des Eigentums einer baulichen Anlage einen sich aus Artikel 14 GG als Ausfluss der Baufreiheit ergebenden Bestandsschutz verleiht. Darüber hinaus ergibt sich eine Art Bestandsgarantie auch aus dem Grundsatz des Vertrauensschutzes, der nach dem Allgemeinen Verwaltungsrecht durch einen rechtmäßigen, begünstigenden Verwaltungsakt – etwa eine Baugenehmigung – begründet wird. 

Der Begriff des Bestandsschutzes und auch des Vertrauensschutzes ist durchaus auch juristischen Laien bekannt. Diese Erkenntnis führt nicht selten dazu, dass man auch im Zusammenhang mit dem Bauen im Bestand sich leichterdings auf eine einmal – und sei es auch vor vielen Jahrzehnten – erteilte Baugenehmigung verlässt, das betreffende Gebäude somit für bauordnungsrechtlich zulässig und genehmigt ansieht und keinen Gedanken daran verschwendet, dass trotz dieser ursprünglich erteilten Genehmigung unter gewissen Voraussetzungen, wie sie etwa in § 87 Abs. 1 BauO NW geregelt sind, auch im Nachhinein Anpassungen an eine veränderte Rechtslage verlangt werden können oder bei Wegfall des Bestandsschutzes eben keine Garantie dafür besteht, das betreffende Gebäude an gleicher Stelle ohne Weiteres wieder herstellen zu dürfen. 

Gerade beim Bauen im Bestand wird häufig den in diesem Zusammenhang zu beachtenden rechtlichen Rahmenbedingungen wenig Bedeutung beigemessen. Mitunter ist es so, dass Rechtsprobleme nicht einmal vermutet werden, weil man eben davon ausgeht, dass es sich bei dem zu ändernden oder zu revitalisierenden Gebäude um ein ursprünglich genehmigtes und mit den zum Zeitpunkt der Genehmigung geltenden Vorschriften materiell und formell im Einklang befindliches Gebäude handelt. Dabei wird häufig übersehen, dass der Bestandsschutz aus vielerlei Gründen im Nachhinein entfallen kann. Von daher macht es Sinn, sich mit dem Inhalt, den Grenzen und den Arten des Bestandsschutzes einmal näher zu befassen. 

2
Inhalt des Bestandsschutzes 

Das Rechtsinstitut des Bestandsschutzes ist aus dem Eigentumsschutz des 
Art. 14 Abs. 1 S.1 GG, insbesondere durch die Rechtsprechung, entwickelt worden. Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG sichert dem Eigentümer unter dem Gesichtspunkt des Bestandsschutzes das durch die (rechtmäßige) Eigentumsausübung Geschaffene und verleiht einem rechtmäßig begründeten Bestand und seiner Nutzung Durchsetzungskraft auch gegenüber neuen, entgegenstehenden rechtlichen Anforderungen
. 

Bauliche Anlagen, die in Übereinstimmung mit dem materiellen Baurecht errichtet worden sind, bleiben auch dann rechtmäßig und dürfen rechtmäßig genutzt werden, wenn sich das Öffentliche Baurecht später ändert, z. B. wenn etwa der Bebauungsplan geändert wird und die Gebäude dann dem geänderten Recht nicht mehr entsprechen. 

3
Grenzen des Bestandsschutzes 

Im Öffentlichen Baurecht ist Bestandsschutz in erster Linie Bestandsnutzungsschutz. Das bedeutet, dass ein bestehendes Bauwerk Bestandsschutz nur in seiner durch die Nutzung bestimmten Funktion genießt. Zulässig sind deshalb im Zusammenhang mit dem Bestandsschutz sämtliche Maßnahmen, die erforderlich sind, um den baulichen Bestand zeitgemäß und funktionsgerecht nutzbar zu erhalten. 

Zu beachten ist, dass nach den bauordnungsrechtlichen Vorschriften der Bundesländer – insoweit sei auf § 63 Abs. 1 BauO NW verwiesen – die Errichtung, die Änderung, die Nutzungsänderung und der Abbruch baulicher Anlagen grundsätzlich einer Baugenehmigung bedürfen, soweit nicht in den einzelnen Bauordnungen etwas anderes ausdrücklich geregelt ist. 

Unter Änderung einer baulichen Anlage versteht man – unabhängig von ihrem Umfang – die nicht nur unerhebliche Umgestaltung einer baulichen Anlage, d. h. insbesondere die Veränderung des konstruktiven Gefüges, ferner Änderungen der äußeren Erscheinungsform (z. B. der Fassade). Auch das teilweise Beseitigen von Bauteilen ist als Änderung anzusehen. Daneben sind auch Modernisierungsmaßnahmen häufig Änderungen im Sinne der bauordnungsrechtlichen Vorschriften, so z. B. des § 3 Abs. 1 BauO NW. 

Auch die Nutzungsänderung wirft die Frage der Erteilung einer neuen Baugenehmigung auf. Unabhängig davon, ob mit der Nutzungsänderung bauliche Veränderungen verbunden sind, stellt sich also die Genehmigungsfrage neu, wenn die genehmigte Benutzungsart einer baulichen Anlage geändert wird, also etwa aus Wohnräumen gewerblich genutzte Räume geschaffen werden. 

Häufig wird übersehen, dass solche Änderungen bestehender baulicher Anlagen die Genehmigungsfrage völlig neu aufwerfen, teilweise mit fatalen Folgen. Wenn beispielsweise ein im Jahr 1900 genehmigter Wohnblock, für den nach damaligem Baurecht die Schaffung von Stellplätzen nicht erforderlich war, zum Teil durch bauliche Maßnahmen geändert wird, zum Teil aber auch nur dadurch geändert wird, dass früher vorhandene Wohnräume nunmehr gewerblich, etwa zum Betrieb von Einzelhandelsgeschäften etc., genutzt werden sollen, wird eine Genehmigung unter Berücksichtigung der heute geltenden bauordnungs- und bauplanungsrechtlichen Vorschriften erforderlich. Das bedeutet, dass für die in der Bausubstanz möglicherweise weitgehend unverändert bestehen bleibenden Gebäudeteile jetzt die erforderlichen Stellplätze – etwa nach § 51 Abs. 1 BauO NW – in ausreichender Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden müssen. Grundsätzlich müssen die Stellplätze auf dem Baugrundstück hergestellt werden, was aber bei vor langer Zeit errichteten Gebäuden mitunter nicht möglich ist. Insoweit wäre also eine solche Nutzungsänderung oder auch Änderung der baulichen Substanz eines ursprünglich genehmigten Gebäudes, durch die die Genehmigungsfrage neu aufgeworfen würde, materiellrechtlich nicht zulässig. Somit sind bei der Änderung bestehender Gebäude die Genehmigungsvoraussetzungen  ebenso wie bei einer völligen Neuerrichtung eines Gebäudes die öffentlich-rechtlichen Rahmenbedingungen zu klären. Diese Problematik wird häufig beim Bauen im Bestand völlig verkannt. 

Im Vertrauen auf den Bestandsschutz wird des Weiteren häufig außer Acht gelassen, dass bei einer Änderung eines bestehenden genehmigten Gebäudes, die so weit geht, dass für die Änderung eine statische Neuberechnung erforderlich ist oder der für die Instandsetzung entstehende Arbeitsaufwand nach seiner Quantität denen eines Neubaus erreicht, der Bestandsschutz entfällt und sodann eine neue Genehmigung erforderlich wird unter Berücksichtigung der zum Zeitpunkt der Genehmigungserteilung geltenden Rechtslage, die durchaus von der bei der ursprünglichen Errichtung des Gebäudes geltenden Rechtslage unterschiedlich sein kann. 

Auch das Zeitproblem spielt eine wesentliche Rolle. Wenn eine genehmigte Nutzung etwa wegen des Wechsels des Firmeninhabers oder Pächters, Insolvenz des Unternehmens oder einer länger dauernden Produktionsumstellung in Folge Anschaffung neuer Maschinen beispielsweise zwei Jahre lang nicht mehr ausgeübt wird, entfällt damit möglicherweise bereits der Bestandsschutz mit der Folge, dass für eine Wiederaufnahme der Nutzung eine neue Genehmigung erforderlich wird und dann bei Erteilung der neuen Genehmigung die zu diesem Zeitpunkt geltenden bauordnungsrechtlichen und bauplanungsrechtlichen Regelungen zu beachten sind, als hätte dort nie eine genehmigte Nutzung zuvor stattgefunden. 

4
Arten des Bestandsschutzes 

Wie bereits erwähnt, ist der Bestandsschutz hauptsächlich von der Rechtsprechung entwickelt worden, hat aber zwischenzeitlich auch Niederschlag in gesetzlichen Regelungen gefunden. 

Es gibt verschiedene Arten des Bestandsschutzes. 

4.1
Passiver Bestandsschutz 

Unter passivem Bestandsschutz versteht man nach der Rechtsprechung des BVerwG, dass der Eigentümer berechtigt ist, eine bauliche Anlage zu erhalten und wie bisher zu nutzen, auch wenn dies nach geltendem Recht nicht mehr zulässig ist. Insoweit steht dem Eigentümer ein Abwehrrecht gegenüber Änderungs- und Beseitigungsanordnungen der Behörde zu. Der Eigentümer eines in einem Park stehenden Wohnhauses, das früher einmal ordnungsgemäß genehmigt worden ist, braucht also keine Beseitigungsverfügung zu fürchten, die aufgrund der Tatsache ergehen könnte, dass zwischenzeitlich durch Bebauungsplanänderung der gesamte Park einschließlich des Standortes des Gebäudes als Grünfläche festgesetzt worden ist. 

4.2
Aktiver Bestandsschutz 

Aus dem Bestandsschutz resultieren nicht nur Abwehrrechte, sondern der Eigentümer eines bestandsgeschützten Hauses hat trotz der zwischenzeitlichen Änderung der bauordnungsrechtlichen oder bauplanungsrechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen auch einen Anspruch auf Genehmigung zur Durchführung von Folgemaßnahmen, die zu einer funktionsgerechten Nutzung seines Gebäudes erforderlich sind. Dabei geht es um genehmigungsbedürftige bauliche Maßnahmen, die der Aufrechterhaltung der ausgeübten Eigentumsposition dienen, sowie um begrenzte Erweiterungen bzw. Modernisierungen. Die Rechtsprechung war bezüglich des aktiven Bestandsschutzes zunächst zurückhaltend. Als Durchbruch ist insoweit die Entscheidung des BVerwG vom 17. Januar 1986
 zu sehen, mit der einem durch Bebauungsplan mit einer Grünfläche überplanten Gebäude im Außenbereich und Landschaftsschutzgebiet der baurechtliche Bestandsschutz zuerkannt wurde und ein Anspruch auf Durchführung begrenzter Erweiterungsmaßnahmen bestätigt wurde, die zur funktionsgerechten Nutzung des Gebäudes erforderlich waren. Die Rechtsgedanken dieses Urteils führten dann letztlich zu gesetzlichen Neuregelungen im Rahmen der Novellierung des BauGB 1986. 

Letztendlich hat die Rechtsprechung eine Erweiterung eines geschützten Bestandes nur dann zugelassen, wenn dies für den Eigentümer eine Existenzfrage war, weil die vorhandene Bausubstanz ohne die Erweiterung nicht mehr zeitgemäß genutzt werden konnte. Anwendungsbereich dieses aktiven Bestandsschutzes war im Wesentlichen die Erweiterung von Wohngebäuden, um diese den heutigen Wohnbedürfnissen anzupassen, um eine Vermietbarkeit zu ermöglichen. Dabei ging es um Fälle der Erweiterung von Wohngebäuden, die ursprünglich nicht über ein Bad bzw. ein WC verfügten, was aber entsprechend den heutigen Wohnbedürfnissen für eine Vermietbarkeit unerlässlich ist. Im gewerblichen Bereich ging es um den Ersatz veralteter Anlagen, verbunden mit gleichzeitigen Rationalisierungsmaßnahmen, die für die Fortführung eines bestehenden Gewerbebetriebes von entscheidender Bedeutung waren. 

4.2.1
Überwirkender Bestandsschutz 

Im Zusammenhang mit der Durchführung von Rationalisierungen in bestehenden gewerblichen Betrieben wird der sogenannte überwirkende Bestandsschutz diskutiert. Hierbei geht es um das Hinzufügen weiterer Anlagen zu einem bestehenden Gewerbebetrieb, die in einem engen Funktionszusammenhang mit den schon vorhandenen Anlagen stehen. Insoweit soll der Bestandsschutz von der bestehenden auf die erweiterte neue Anlage überwirken, um den Bestand vor wirtschaftlicher Entwertung zu schützen. Die Rechtsprechung hat einen überwirkenden Bestandsschutz dann anerkannt, wenn die Fortführung des Betriebes davon abhängt, also ohne die Erweiterung der Betrieb in seiner Existenz gefährdet ist, wobei jedoch erhebliche Produktionsausweitungen als nicht mehr vom Bestandsschutz gedeckt angesehen wurden
.

Überwirkender Bestandsschutz wurde in Fällen dieser Art anerkannt, wenn zwischen dem vorhandenen Bestand und den seinem Schutz dienenden Maßnahmen ein untrennbarer Funktionszusammenhang bestand und in Folge dieses Funktionszusammenhanges der Schutz des gegebenen Bestandes ohne die Zulassung der Änderungs- oder gar Erweiterungsmaßnahmen schlechterdings gegenstandslos wurde
. 

4.2.2
Eigentumskräftig verfestigte Anspruchspositionen 

Auch im Zusammenhang mit dem aktiven Bestandsschutz wird die aus 
Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG abgeleitete eigentumskräftig verfestigte Anspruchsposition diskutiert. Von einer eigentumskräftig verfestigten Anspruchsposition kann man bei Vorliegen von zwei Voraussetzungen ausgehen. Einerseits muss zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der die Nutzung ausschließenden rechtlichen (Neu-) Regelung ein Anspruch auf Zulassung der Nutzung bestanden haben. Andererseits muss diese Nutzung „in der Situation des Grundstücks in einer Weise angelegt gewesen sein, dass sie sich der darauf reagierenden Verkehrsauffassung als angemessen aufdrängte, dass die Verkehrsauffassung sie geradezu vermisst“
.

Das ist etwa bei Bauwerken der Fall, die durch ein Naturereignis oder einen Brand zerstört worden sind. Im Falle einer eigentumskräftig verfestigten Anspruchsposition kann aus der Eigentumsgarantie insoweit bei einem unbebauten Grundstück ein Anspruch auf eine nach geändertem Recht nicht mehr zulässige Nutzung abgeleitet werden
.

Während es beim Bestandsschutz normalerweise um die Verteidigung eines tatsächlich vorhandenen Bestandes geht, führt die Diskussion bei der eigentumskräftig verfestigten Anspruchsposition zu der Frage, ob ein noch nicht durchgesetzter Anspruch auf Zulassung eines Vorhabens unter verfassungsrechtlichem Schutz steht. 

5
Restriktionen 

Das Zulässigkeitsrecht für Vorhaben regelt in den §§ 29 bis 37 BauGB den Gesichtspunkt des aktiven Bestandsschutzes bereits einfachrechtlich. Insoweit sind kaum mehr Fälle denkbar, die einen unmittelbaren Rückgriff auf Artikel 14 Abs. 1 GG zulassen. Es ist zu beobachten, dass wegen der Regelungen im BauGB die Rechtsprechung bezüglich des Bestandsschutzes deutlich restriktiver geworden ist. So wird bezüglich Außenbereichsvorhaben auf die Regelung in § 35 Abs. 4 BauGB verwiesen und festgehalten, dass daneben ein Bestandsschutz nicht in Betracht kommt
. 

Bei Innenbereichsvorhaben verweist die Rechtsprechung auf die Regelungen in § 34 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB und stellt dazu ergänzend fest, dass für eine erleichterte Zulässigkeit von Vorhaben unter dem Gesichtspunkt des Bestandsschutzes daneben kein Raum mehr sei
. Nach der Rechtsprechung des BVerwG ist somit ein Bestandsschutz, soweit damit eine eigenständige Anspruchsgrundlage gemeint sein soll, zu verneinen, wenn eine einfach- gesetzliche Regelung im Sinne des Artikel 14 Abs. 1 S. 2 GG vorhanden ist
. 

6
Haftungsrisiken für den Architekten 

Es gibt zahlreiche Beispielfälle, in denen Architekten beim Bauen im Bestand, weil sie auf Bestandsschutz vertrauten, erhebliche Haftungsprobleme hatten. 

Wenn beispielsweise ein ursprünglich genehmigtes Gebäude umgebaut werden soll, das nach heutigem Bauordnungsrecht die erforderlichen Abstandsflächen nicht einhält, ist besonders darauf zu achten, dass sich der Umbau in Grenzen hält und den bestehenden Bestandsschutz nicht beseitigt. Wenn also der Umbau ein Ausmaß annimmt, dass der Umbau wertmäßig einem Neubau gleich kommt oder aber durch die Umbaumaßnahmen eine statische Neuberechnung des Gebäudes erforderlich wird, entfällt damit der Bestandsschutz. Das bedeutet, dass ein neues Gebäude an gleicher Stelle dann nicht mehr zulässig ist, weil sich die Genehmigungsfrage neu stellt und nach heutigem Recht die Abstandsflächenvorschriften etwa des § 6 BauO NW einzuhalten sind. Wenn der teilweise oder vollständige Abriss des bestehenden bestandsgeschützten Gebäudes erfolgt ist, besteht sodann kein Anspruch mehr auf Erteilung einer neuen Genehmigung. 

Insoweit hätte also der Architekt, der eine solche gravierende Umbaumaßnahme plant, für den dem Bauherren entstandenen Schaden in vollem Umfang einzustehen, weil der Architekt als Ergebnis seines Architektenvertrages eine genehmigungsfähige Planung schuldet und im Übrigen den Bauherren vor Risiken dieser Art zu bewahren und darüber aufzuklären hätte. 

7
Fazit 

Auch wenn der Bestandsschutzgedanke aufgrund der zwischenzeitlich erfolgten gesetzlichen Regelungen nur noch selten eine unmittelbare Anspruchsgrundlage in der Regelung des Art. 14 Abs. 1 GG findet, ist der Gesichtspunkt des Bestandsschutzes auch in Zukunft immer noch von besonderer Bedeutung. Gerade im Zusammenhang mit der Revitalisierung bestehender Gebäude, dem Bauen im Bestand, insbesondere aber auch bei Nutzungsänderungen, wird der Bestandsschutz auch zukünftig erhebliche Bedeutung haben. Gerade bei älteren Gebäuden oder langjährig ausgeübten Nutzungen, die geändert werden müssen, trifft man häufig auf die Situation, dass sich zwischenzeitlich die bauordnungsrechtlichen oder bauplanungsrechtlichen Rahmenbedingungen geändert haben und der Umbau eines Gebäudes bzw. eine Nutzungsänderung nach dem jetzt geltenden öffentlichen Baurecht nicht mehr zulässig wäre, mithin die Genehmigungsfähigkeit der beabsichtigten Maßnahmen nur dann gegeben ist, wenn sie sich noch im Rahmen des Bestandsschutzes hält. Hier gibt es im Detail oft große Schwierigkeiten, die man bei der Planung vorausschauend vermeiden muss. 

� Just in: Hoppe/Bönker/Grotefels, Öffentliches Baurecht, 3. Aufl., § 2, Rdn. 60. 


� BRS 46 Nr. 148.


� BVerwG, BRS 32 Nr. 140. 


� BVerwG, BRS 23 Nr. 149.


� BVerwGE 47, 126, 131; BGHZ 90, 4, 15, (st.Rspr.).


� BVerwGE 67, 92, 96.


� BVerwG, BRS 58 Nr. 93.


� BVerwG, BRS 60 Nr. 83. 


� BVerwGE 83, 323, 334; 85, 289, 294; 88, 191, 203.
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